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VO gemeindefreier Gebiete

Verordnung Uber die Verwaltung ge-
meindefreier Gebiete

vom 15. Juli 1958* (Nds. GVBI. S. 162); zuletzt geandert am
9.9.2008 (Nds. GVBI. S. 305)

Auf Grund des § 16 Abs.3 Satz 3 der Niedersachsischen Ge-
meindeordnung vom 4. Marz 1955 (Nieders. GVBI. S. 55), des §
4 Abs.2 des Gewerbesteuergesetzes in der Fassung vom 19.
Dezember 1957 (Bundesgesetzbl. | S. 1871) und des § 1 Abs.3
des Grundsteuergesetzes in der Fassung vom 10. August 1951
(Bundesgesetzbl. | S. 519) wird im Einvernehmen mit dem Nie-
derséchsischen Minister der Finanzen verordnet:

g1

(1) Gemeindefreies Gebiet im Sinne dieser Verordnung ist ein
Gebiet, das nach den Vorschriften des § 16 Abs.3 Satz 3 der
Niedersachsischen Gemeindeordnung als gemeindefreies
Grundstiick nicht zum Gebiet einer Gemeinde gehort; es kann
aus den Grundstiicken mehrerer Eigentiimer bestehen.

(2) Gemeindefreier Bezirk ist ein vom Innenministerium hierzu
erklartes gemeindefreies Gebiet. Die Erklarung soll geschehen,
wenn ein gemeindefreies Gebiet dauernd bewohnt wird und we-
gen der mit ihm verbundenen 6ffentlichen Aufgaben eine eigene
Verwaltung zweckmafig ist.

§2

(1) Die den Gemeinden obliegenden offentlichen Aufgaben des
eigenen und des Ubertragenen Wirkungskreises erfillt im ge-
meindefreien Bezirk der Grundeigentiimer (6ffentlich-rechtlich
Verpflichteter). Er stellt die hauptamtlichen Dienstkréfte und die
Einrichtungen zur Verfliigung, die fur die Erfullung der Aufgaben
des gemeindefreien Bezirks erforderlich sind.

(2) Steht ein gemeindefreier Bezirk im Eigentum mehrerer Per-
sonen, so ist 6ffentlich-rechtlich Verpflichteter der nach bisheri-
gem Recht zur Erflllung der 6ffentlichen Aufgaben Verpflichtete.
In Zweifelsfallen entscheidet die Aufsichtsbehoérde auf Antrag ei-
nes Grundeigentimers oder von Amts wegen nach billigem Er-
messen, wer offentlich-rechtlich Verpflichteter ist.

§3

(1) Der offentlich-rechtlich Verpflichtete tragt die aus der Erfullung
der offentlichen Aufgaben erwachsenden Ausgaben einschlief3-
lich der auf den gemeindefreien Bezirk entfallenden Umlagen des
Landkreises und sonstiger umlageberechtigter Korperschaften
des offentlichen Rechts (z. B. von Zweckverbéanden) sowie der
Umlagen des Landes.

(2) Der 6ffentlich-rechtlich Verpflichtete® kann die Abgaben und
die privatrechtlichen Entgelte erheben, die eine Gemeinde erhe-
ben kann.

8§84

(1) Der gemeindefreie Bezirk wird unter Mitwirkung der Einwoh-
nervertretung von der Bezirksvorsteherin oder dem Bezirksvor-
steher verwaltet; die Bezirksvorsteherin oder der Bezirksvorste-
her fuhrt ein Dienstsiegel.

(2) Die Bezirksvorsteherin oder der Bezirksvorsteher kann im
Rahmen des den Gemeinden zustehenden Satzungs- und Ver-
ordnungsrechts Satzungen und Verordnungen erlassen. Fir je-
des Haushaltsjahr ist eine Haushaltssatzung zu erlassen.

(3) Soweit sich die Verwaltung im Rahmen der Haushaltssatzung
und des Haushaltsplans halt, ist die Bezirksvorsteherin oder der
Bezirksvorsteher bei der Wahrnehmung der ihm obliegenden
Aufgaben nur an die Weisungen der zustandigen Kommunal- und
Fachaufsichtsbehorden gebunden.

85

(1) In dem gemeindefreien Bezirk ist eine Einwohnervertretung
zu wéhlen. Die §§ 29, 31 Abs. 2, §8§ 32 bis 39 b, 42, 50 und 137
der Niederséachsischen Gemeindeordnung sowie die fir Gemein-
de- und Kreiswahlen maRgebenden Vorschriften gelten sinnge-
maR; fur die GrofRe der Einwohnervertretung gelten die Vorschrif-
ten fur Mitgliedsgemeinden von Samtgemeinden entsprechend;
bei der Verpflichtung der Mitglieder entsprechend § 42 der Nie-

. (zu beachten ist die Ubergangsregelung des § 21 Abs. 2 dieser Verordnung)

dersachsischen Gemeindeordnung tritt an die Stelle der Birger-
meisterin oder des Birgermeisters die Vorsitzende oder der Vor-
sitzende der Einwohnervertretung. Beginn und Ende der allge-
meinen Wahlperiode der Einwohnervertretungen richten sich
nach der allgemeinen Wahlperiode der Rate in den Gemeinden.
Fur Entscheidungen, die in Gemeinden bei der Durchfiihrung von
Gemeindewahlen und im Verfahren bei Sitzverlusten der Rat
trifft, ist die Einwohnervertretung zustandig.

(2) Die Einwohnervertretung wabhlt in ihrer ersten Sitzung unter
Leitung des altesten anwesenden, hierzu bereiten Mitgliedes aus
ihrer Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und eine
stellvertretende Vorsitzende oder einen stellvertretenden Vorsit-
zenden fur die Dauer der Wahlperiode. Durch BeschluB der Ein-
wohnervertretung kann die Gewahlte oder der Gewéhlte abberu-
fen werden.

§5

(1) In dem gemeindefreien Bezirk ist eine Einwohnervertretung
zu wahlen. Die 8§ 29, 31 Abs. 2, §8§ 32 bis 39 b, 42, 50 und 137
der Niedersachsischen Gemeindeordnung sowie die fir Gemein-
de- und Kreiswahlen maRgebenden Vorschriften gelten sinnge-
maR; fur die GroRe der Einwohnervertretung gelten die Vorschrif-
ten fur Mitgliedsgemeinden von Samtgemeinden entsprechend;
bei der Verpflichtung der Mitglieder entsprechend 8§ 42 der Nie-
dersachsischen Gemeindeordnung tritt an die Stelle der Biirger-
meisterin oder des Birgermeisters die Vorsitzende oder der Vor-
sitzende der Einwohnervertretung. Beginn und Ende der allge-
meinen Wahlperiode der Einwohnervertretungen richten sich
nach der allgemeinen Wahlperiode der Rate in den Gemeinden.
Fur Entscheidungen, die in Gemeinden bei der Durchfihrung von
Gemeindewahlen und im Verfahren bei Sitzverlusten der Rat
trifft, ist die Einwohnervertretung zustandig.

(2) Die Einwohnervertretung wabhlt in ihrer ersten Sitzung unter
Leitung des altesten anwesenden, hierzu bereiten Mitgliedes aus
ihrer Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und eine
stellvertretende Vorsitzende oder einen stellvertretenden Vorsit-
zenden fur die Dauer der Wahlperiode. Durch BeschluB der Ein-
wohnervertretung kann die Gewahlte oder der Gewahlte abberu-
fen werden.

86

(1) Die Einwohnervertretung wahlt auf Vorschlag des offentlich-
rechtlich Verpflichteten mit der Mehrheit ihrer Mitglieder die Be-
zirksvorsteherin oder den Bezirksvorsteher und eine stellvertre-
tende Bezirksvorsteherin oder einen stellvertretenden Bezirks-
vorsteher. Hat der offentlich-rechtlich Verpflichtete fur einen
Wahlgang nur eine Person vorgeschlagen, so hat er, wenn die
Wahl nicht zustande kommt, eine andere Person vorzuschlagen.
Scheitert auch deren Wahl, so kann der 6ffentlich-rechtlich Ver-
pflichtete nach Anhérung der Einwohnervertretung eine andere
Person seiner Wahl berufen. Die gewahlte oder berufene Person
bedarf der Bestatigung durch die Aufsichtsbehorde.

(2) Die Rechtsstellung der nach Absatz 1 Gewahlten oder Beru-
fenen bestimmt der offentlich-rechtlich Verpflichtete, soweit in
dieser Verordnung keine Regelungen getroffen sind. Der Be-
zirksvorsteherin oder dem Bezirksvorsteher soll eine angemes-
sene Aufwandsentschadigung gewéahrt werden.

(3) Der offentlich-rechtlich Verpflichtete kann die Bezirksvorste-
herin oder den Bezirksvorsteher und die stellvertretende Bezirks-
vorsteherin oder den stellvertretenden Bezirksvorsteher im Rah-
men seiner dienstrechtlichen Befugnisse nach Anhérung der
Einwohnervertretung und der Aufsichtsbehoérde abberufen. Die
Einwohnervertretung kann bei einem wichtigen Grund eine Abbe-
rufung mit der Mehrheit von drei Vierteln der gesetzlichen Zahl ih-
rer Mitglieder verlangen. Entspricht der offentlich-rechtlich Ver-
pflichtete diesem Verlangen nicht, so entscheidet die Aufsichts-
behoérde Uber eine Abberufung sowie den Zeitpunkt ihres Wirk-
samwerdens.

87

(1) Die Bezirksvorsteherin oder der Bezirksvorsteher vertritt bei
der Erfullung der ihr oder ihm nach dieser Verordnung obliegen-
den Aufgaben den o6ffentlich-rechtlich Verpflichteten nach au3en.
Zur Vertretung in burgerlichen Rechtsstreitigkeiten bedarf sie o-
der er der Vollmacht des o6ffentlich-rechtlich Verpflichteten.

(2) Verpflichtungserklarungen missen schriftich abgegeben
werden; dies gilt nicht fur Geschéafte der laufenden Verwaltung.
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(3) Bei der reprasentativen Vertretung des gemeindefreien Be-
zirks wirkt die Vorsitzende oder der Vorsitzende der Einwohner-
vertretung mit.

§8

(1) Die Einwohnervertretung entscheidet unter Beachtung der
besonderen Aufgaben des offentlich-rechtlich Verpflichteten in
dem gemeindefreien Bezirk und der durch den Haushaltsplan
gesetzten Grenzen in folgenden Angelegenheiten:

1. Forderung von ortlichen Vereinen, Verbénden und sonstigen
Vereinigungen,

2. Forderung und Durchfuhrung von Veranstaltungen der ortli-
chen Heimatpflege und des Brauchtums,

3. Pflege vorhandener Patenschaften und Partnerschaften des
gemeindefreien Bezirks,

4. Benennung und Umbenennung von StralBen, Wegen und
Platzen in den Wohnbereichen,

5. Aufstellung der Vorschlagsliste fiir Schoffen,
6. Wahl der Schiedsperson,
7. Verleihung und Entziehung von Ehrenbezeichnungen.

(2) In anderen als den in Absatz 1 genannten Angelegenheiten,
die von allgemeiner Bedeutung fur die Einwohnerinnen und Ein-
wohner sind, hat die Bezirksvorsteherin oder der Bezirksvorste-
her die Einwohnervertretung vor einer beabsichtigten Entschei-
dung zu horen. In Angelegenheiten, iiber die in einer Gemeinde
nach 8§ 40 Abs. 1 der Niedersachsischen Gemeindeordnung der
Rat entscheiden miRte, ist die Genehmigung der Aufsichtsbe-
horde erforderlich, wenn entgegen einer Beschlu3fassung der
Einwohnervertretung entschieden werden soll.

(3) Die Einwohnervertretung kann in allen Angelegenheiten des
gemeindefreien Bezirks auch auRerhalb eines Anhdrungsverfah-
rens Vorschlage unterbreiten, Anregungen geben und Bedenken
erheben.

§9

(1) Die Einwohnervertretung wird von ihrer Vorsitzenden oder ih-
rem Vorsitzenden unter Mitteilung der Tagesordnung einberufen.
Die erste Sitzung findet binnen eines Monats nach Beginn der
Wahlperiode statt; zu ihr beruft die bisherige Vorsitzende oder
der bisherige Vorsitzende der Einwohnervertretung ein. Im ubri-
gen erfolgt die Einberufung, so oft es die Geschaftslage erfordert,
jedoch mindestens viermal im Jahr. Die Vorsitzende oder der
Vorsitzende hat die Einwohnervertretung unverziglich einzuberu-
fen, wenn es ein Drittel ihrer Mitglieder oder die Bezirksvorstehe-
rin oder der Bezirksvorsteher unter Angabe des Beratungsge-
genstandes verlangt.

(2) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende der Einwohnervertre-
tung stellt im Benehmen mit der Bezirksvorsteherin oder dem
Bezirksvorsteher die Tagesordnung auf; die Bezirksvorsteherin
oder der Bezirksvorsteher kann verlangen, da ein bestimmter
Beratungsgegenstand auf die Tagesordnung gesetzt wird. Die
Ladungsfrist betragt 7 Tage, die Einberufung erfolgt schriftlich;
die von der Einwohnervertretung zu beschlieBende Geschéfts-
ordnung kann Abweichendes bestimmen.

§10

(1) Die Bezirksvorsteherin oder der Bezirksvorsteher nimmt an
den Sitzungen der Einwohnervertretung teil. Sie oder er ist ver-
pflichtet, auf Verlangen in allen Angelegenheiten des gemeinde-
freien Bezirks Auskunft zu erteilen, sofern diese nicht der Ge-
heimhaltung unterliegen. Auf eigenes Verlangen ist die Bezirks-
vorsteherin oder der Bezirksvorsteher zum Gegenstand der Ver-
handlung zu héren.

(2) 8 5 Abs. 3 der Niederséachsischen Gemeindeordnung gilt ent-
sprechend.

§11

(1) Die Sitzungen der Einwohnervertretung sind 6ffentlich. Auf
Antrag kann fiir einzelne Angelegenheiten die Offentlichkeit aus-
geschlossen werden. Uber den Antrag wird in nichtéffentlicher
Sitzung beraten und entschieden; wenn eine Beratung nicht er-
forderlich ist, kann in o6ffentlicher Sitzung entschieden werden.
Durch die Geschéftsordnung kann die Offentlichkeit fiir bestimm-
te Gruppen von Angelegenheiten ausgeschlossen werden.

(2) Zeit und Ort der Sitzung sowie die Tagesordnung sind offent-

lich bekanntzumachen, sofern nicht zu nicht-6ffentlicher Sitzung
einberufen wird.

§12

(1) Die Einwohnervertretung ist beschlu3fahig, wenn nach ord-
nungsmaRiger Ladung mehr als die Halfte der gesetzlichen Zahl
der Mitglieder anwesend ist. Der Vorsitzer der Einwohnervertre-
tung stellt die Beschluf3fahigkeit zu Beginn der Sitzung fest. Die
Einwohnervertretung gilt so lange als beschlu3fahig, wie die Be-
schluRfahigkeit nicht angezweifelt wird.

(2) Ist eine Angelegenheit wegen BeschluBunfahigkeit der Ein-
wohnervertretung zurlickgestellt worden und wird die Einwohner-
vertretung zur Verhandlung Uber den gleichen Gegenstand zum
zweiten Mal einberufen, so ist sie ohne Rucksicht auf die Zahl
der anwesenden Mitglieder beschluf3fahig, wenn in der Ladung
zur zweiten Sitzung ausdriicklich hierauf hingewiesen ist.

§13

(1) Beschliisse werden, soweit das Gesetz oder in Angelegenhei-
ten des Verfahrens die Geschéftsordnung nichts anderes be-
stimmen, mit der Mehrheit der auf Ja oder Nein lautenden Stim-
men gefal3t. Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt.

(2) Es wird offen abgestimmt; die Geschaftsordnung kann abwei-
chende Bestimmungen treffen.

§14

(1) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende der Einwohnervertre-
tung leitet die Verhandlungen der Einwohnervertretung, eroffnet
und schlie3t die Sitzungen, sorgt fiir die Aufrechterhaltung der
Ordnung und tbt das Hausrecht aus.

(2) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende der Einwohnervertre-
tung kann eine Einwohnervertreterin oder einen Einwohnervertre-
ter bei ungebuhrlichem oder wiederholt ordnungswidrigem Ver-
halten von einer Sitzung ausschlieBen. Auf Antrag der Ausge-
schlossenen oder des Ausgeschlossenen stellt die Einwohner-
vertretung in ihrer nachsten Sitzung fest, ob die getroffene Maf3-
nahme berechtigt war.

(3) Die Einwohnervertretung kann eine Einwohnervertreterin oder
einen Einwohnervertreter, die oder der sich grober Ungebiihr o-
der wiederholter Zuwiderhandlungen gegen die zur Aufrechter-
haltung der Ordnung erlassenen Anordnungen schuldig gemacht
hat, auf bestimmte Zeit, héchstens auf sechs Monate, von der
Mitarbeit in der Einwohnervertretung und ihren Ausschissen
ausschliel3en.

§15

(1) Uber den wesentlichen Inhalt der Verhandlungen ist eine Nie-
derschrift zu fertigen. Aus ihr muf3 ersichtlich sein, wann und wo
die Sitzung stattgefunden hat, wer an ihr teilgenommen hat, wel-
che Gegenstande verhandelt, welche Beschlisse gefal3t und
welche Wahlen vorgenommen worden sind. Die Abstimmungs-
und Wahlergebnisse sind festzuhalten. Jede Einwohnervertrete-
rin oder jeder Einwohnervertreter kann verlangen, dafl in der
Niederschrift festgehalten wird, wie sie oder er gestimmt hat; dies
gilt nicht bei geheimer Stimmabgabe.

(2) Die Niederschrift ist von der Vorsitzenden oder dem Vorsit-
zenden der Einwohnervertretung, der Bezirksvorsteherin oder
dem Bezirksvorsteher und der Protokollfuhrerin oder dem Proto-
kollfihrer zu unterzeichnen. Die Einwohnervertretung hat in der
nachsten Sitzung Uber die Genehmigung der Niederschrift zu be-
schlieRen.

§16

(1) Die Einwohnervertretung kann zur Vorbereitung ihrer Be-
schlusse aus ihrer Mitte Ausschusse bilden.

(2) Die Ausschusse werden gebildet, indem ihre Sitze auf die
Vorschlage der Fraktionen und Gruppen der Einwohnervertre-
tung nach der Reihenfolge der Héchstzahlen verteilt werden, die
sich durch Teilung der Mitgliederzahlen der Gruppen durch 1, 2,
3 usw. ergeben. Uber die Zuteilung Ubrigbleibender Sitze ent-
scheidet bei gleichen Hochstzahlen das von der Vorsitzenden
oder dem Vorsitzenden zu ziehende Los. Die sich hiernach erge-
bende Sitzverteilung stellt die Einwohnervertretung durch Be-
schlul? fest.

(3) Die Ausschisse wahlen aus ihrer Mitte eine Vorsitzende oder
einen Vorsitzenden. Die Geschéftsordnung bestimmt, ob Sitzun-
gen der Ausschisse offentlich oder nicht 6ffentlich sind; sind sie
offentlich, so gelten die 88 11 und 16 a entsprechend. Jede Ein-
wohnervertreterin oder jeder Einwohnervertreter ist berechtigt,
bei den Sitzungen aller Ausschisse anwesend zu sein. Fir die
Teilnahme der Bezirksvorsteherin oder des Bezirksvorstehers an
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Sitzungen der Ausschiisse gilt § 10 entsprechend. Sofern der
Ausschul? nicht die personliche Teilnahme verlangt, kann sich die
Bezirksvorsteherin oder der Bezirksvorsteher vertreten lassen.

(4) Ausschiisse konnen jederzeit von der Einwohnervertretung
aufgeldst sowie unter Beachtung des Absatzes 2 ganz oder teil-
weise neu besetzt werden. Die Neubildung hat zu erfolgen, wenn
die Zusammensetzung eines Ausschusses nicht mehr dem Ver-
héltnis der Starke der Fraktionen und Gruppen der Einwohner-
vertretung entspricht und ein Antrag auf Neubesetzung gestellt
wird.

(5) Im Ubrigen gelten fir die Ausschiisse die Vorschriften fur die
Einwohnervertretung entsprechend. Das Verfahren der Aus-
schusse und ihre Zusammenarbeit mit der Einwohnervertretung
kénnen in der von dieser zu erlassenden Geschaftsordnung ge-
regelt werden.

§16a

(1) Die Einwohnervertretung kann bei offentlichen Sitzungen
Einwohnerinnen und Einwohnern die Mdglichkeit einrdumen,
Fragen zu Beratungsgegenstanden und anderen Angelegenhei-
ten des gemeindefreien Bezirks zu stellen.

(2) Die Einwohnervertretung kann beschlieRen, anwesende
Sachversténdige zum Gegenstand der Beratung zu héren, soweit
dem offentlich-rechtlich Verpflichteten durch die Anhérung keine
Kosten entstehen.

(3) Die Einwohnervertretung kann mit einer Mehrheit von drei
Vierteln der anwesenden Mitglieder beschlieRen, anwesende
Einwohnerinnen und Einwohner einschlieRlich der nach der Nie-
dersachsischen Gemeindeordnung von der Mitwirkung ausge-
schlossenen Personen zum Gegenstand der Beratung zu horen.

(4) Das Nahere regelt die Geschaftsordnung.
§17

(1) Fur gemeindefreie Gebiete, die nicht zu gemeindefreien Be-
zirken erklart worden sind, gilt 8 2 entsprechend.

(2) Die den Gemeinden obliegenden 6ffentlichen Aufgaben ho-
heitlicher Art werden flir das gemeindefreie Gebiet unbeschadet
des § 18 von der angrenzenden Gemeinde erfullt, der diese Auf-
gaben mit ihrer Zustimmung von der Aufsichtsbehdrde ubertra-
gen sind. Diese Aufgaben kdnnen einer Landesbehdrde ubertra-
gen werden, wenn das Land offentlich-rechtlich Verpflichteter ist;
ist die Anstalt Niedersdchsische Landesforsten 6ffentlich-
rechtlich Verpflichteter, so kénnen ihr diese Aufgaben mit ihrer
Zustimmung Ubertragen werden. Ist eine solche Bestimmung
nicht getroffen, so sind diese Aufgaben von dem Landkreis zu er-
fullen. Die Vorschriften des Wahlrechts bleiben unberihrt.

(3) Die einer Gemeinde oder einem Landkreis aus der Erfullung
von offentlichen Aufgaben hoheitlicher Art (Absatz 2) entstehen-
den Verwaltungskosten hat der 6ffentlich-rechtlich Verpflichtete
angemessen zu erstatten.

§18

(1) Fur gemeindefreie Gebiete, die nicht zu gemeindefreien Be-
zirken erklart worden sind, gilt § 3 Abs. 1 entsprechend. Fur die
Erfullung kommunaler Aufgaben kann der &ffentlich-rechtlich
Verpflichtete mit Ausnahme der Grundsteuer Abgaben und pri-
vatrechtliche Entgelte wie eine Gemeinde beanspruchen; sie
werden fir ihn vom Landkreis erhoben.

(2) Die nach Absatz 1 Satz 2 erhobenen Abgaben und privat-
rechtlichen Entgelte hat der Landkreis an den 6ffentlich-rechtlich
Verpflichteten unter Abzug eines Verwaltungskostenanteils von 4
vom Hundert abzufiihren.

§19

- aufgehoben -

§20

Der offentlich-rechtlich Verpflichtete, bei einer Aufgabenerfillung
nach § 17 Abs. 2 die fur ihn tatige Stelle, unterliegt bei der Erful-
lung kommunaler Aufgaben der Aufsicht entsprechend der Auf-
sicht Uber kreisangehdrige Gemeinden. Aufsichtsbehdrde ist der
Landkreis. Nimmt der Landkreis selbst Aufgaben des 6ffentlich-
rechtlich Verpflichteten nach § 17 Abs. 2 wahr, so unterliegt er
dabei der Aufsicht wie bei der Wahrnehmung eigener Aufgaben.
§21

(1) Diese Verordnung tritt am 1. August 1958 in Kraft.

(2) Soweit die Berechtigung zur Erhebung der Grundsteuer nach
§ 3 und anderer Abgaben und Entgelte nach den 8§ 3 und 18
dieser Verordnung neu begrindet wird, steht sie den dort be-
zeichneten Berechtigten vom 1. April 1959 an zu. Hinsichtlich der
Gewerbesteuer gilt das fur die Steuerbetrage, die fir die am 1.
Januar 1959 beginnenden Erhebungszeitrdume geschuldet wer-
den.

(3) (Aufhebungsanweisungen)

Verordnung tber die Erhebung der Ge-
werbe- und der Grundsteuer in gemein-
defreien Gebieten

vom 2.10.2008 (Nds. GVBI. S. 304), geandert am 22.12.2014,
(Nds. GVBI. S. 503)

§ 1 Ursprunglich gemeindefreie Gebiete
(1) Das Land Niedersachsen erhebt die Gewerbesteuer

1. in dem gemeinde- und kreisfreien Gebiet der Kiistengewasser
einschlieBlich des Dollarts, des Jadebusens und der Bun-
deswasserstrallen Elbe, Ems und Weser und in den davon
eingeschlossenen oder daran angrenzenden gemeinde- und
kreisfreien Gebieten sowie

2. in dem Teil des der Bundesrepublik Deutschland zustehenden
Anteils

a) am Festlandsockel und

b) an der ausschlieRlichen Wirtschaftszone,
der dem Land Niedersachsen zugeordnet ist.
(2) Der Hebesatz wird im Haushaltsgesetz festgesetzt.
8§ 2 Gemeindefreie Bezirke

(1) Die Bundesrepublik Deutschland erhebt als &ffentlich-rechtlich
Verpflichteter im Sinne der Verordnung Uber die Verwaltung ge-
meindefreier Gebiete die Gewerbe- und die Grundsteuer in den
gemeindefreien Bezirken Lohheide (Landkreis Celle) und Oster-
heide (Landkreis Heidekreis).

(2) Die Bezirksvorsteherin oder der Bezirksvorsteher setzt die
Hebesétze der Gewerbe- und der Grundsteuer durch Satzung
fest.

§ 3 Andere gemeindefreie Gebiete

(1) Fur andere als die in den 88 1 und 2 genannten gemeinde-
freien Gebiete erhebt der Landkreis die Gewerbesteuer fir den
offentlich-rechtlich Verpflichteten im Sinne der Verordnung tber
die Verwaltung gemeindefreier Gebiete.

(2) Der Hebesatz wird durch die Haushaltssatzung des Landkrei-
ses festgesetzt. Auf die Festsetzung des Hebesatzes kann ver-
zichtet werden, wenn ein Gewerbesteueraufkommen nicht zu er-
warten ist.

(3) Die erhobene Gewerbesteuer ist vom Landkreis an den o6f-
fentlich-rechtlich Verpflichteten unter Abzug eines Verwaltungs-
kostenanteils von 4 Prozent abzufthren.

§ 4 Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkiindung in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung uber die Erhebung von Ge-
werbesteuer im Gebiet des niederséchsischen Kistengewassers
und des daran anschlieBenden Festlandsockels vom 21. Juli
1981 (Nds. GVBI. S. 203) aul3er Kraft.

© www.joachimrose.de - (VOgemeindefreierGebiete.doc 06.01.15) - alle Angaben ohne Gewahr



	Verordnung über die Verwaltung gemeindefreier Gebiete
	§ 1
	§ 2
	§ 3
	§ 4
	§ 5
	§ 5
	§ 6
	§ 7
	§ 8
	§ 9
	§ 10
	§ 11
	§ 12
	§ 13
	§ 14
	§ 15
	§ 16
	§ 16 a
	§ 17
	§ 18
	§ 19
	§ 20
	§ 21

	Verordnung über die Erhebung der Gewerbe- und der Grundsteuer in gemeindefreien Gebieten
	§ 1 Ursprünglich gemeindefreie Gebiete
	§ 2 Gemeindefreie Bezirke
	§ 3 Andere gemeindefreie Gebiete
	§ 4 Inkrafttreten


